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VVG  § 48; ZPO §. ··zaz (�e'tlei�last); BGB § 652 

Der Versicherungsmakler ist fUr den Bereich der Ver­
sicherungsverhältnisse des von ihm betreuten Versiche­
:rungsnehmers dessen Sachwalter; deshalb ·trif.ft ihn die 
Beweislast datur, daß der Schaden auch bei.vertragsge­

, rechter ErfUllung seiner Aufkl�rungs� un� Beratungs­
pflichten e�getreten.wäre. 
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'B U N D.E S GE Rl C H T SH.O F. 

· IM NAMEN DES VOLKES 

IVa  ,, .  . . . . . '\ ', . URTElL 

in dem Rechtsstreit· ..  , •  

Verkiindet am 

22. Mai 1985 
Mutterer, 
Justizangestellte 

als Urkundsbeamter 
der Geechift;estele 

der Firma BetlMode Gmba, vertreten durch den Ge-
schäftsftlhn!r lielDlUt . B.,  . .  g�c;l• 

. ' '   ' . ' �-. 

. 
Prozeßbev<?;l.lulächtigte: ' 

 - Proz��bevollmäc.htigte: 

Klägerin und Revisionsklägerin, 

· . Rechtsanwälte Dr,. '• 
�d  

 

. \  

Beklagten und Revisionsbeklagten, 
.-.a�'!älte

. 
J?r  und 

. ·  r ' . . .  . ' 



Der IVa -.Zivilsenat des Bundesgerichtshofes 

hat durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen �d die 

· Richter RottmUller, Dr. Schmidt-Kessel, Dr. Zop·fs \Uld.. 

Dr. R1 tter auf 'die nrilndl�cne Verlli;Ulc:1lt1Jlg ·vom 

22. M$i·1985 

. :fUr Recht. erk�t; 

Auf die Revision der Klägerin wird das 

,Urteil des 7. Zivilsenats d�s Oberlande�:$- 

 gel'ichts ,OOsseldorf voa 5., Augus1; ·1983 

a�fgehob�n� . 

· ,Die Sache wird zur anderweiten Ver­

handlung ·und Entscheidung, auch Uber die . 
. I 
Kosten des Revisionsverfahrens, an· das 

·Be�gsgericht ztirU.ckverwiesen • 

. , ' 
Von Rech.ts wegen  

' . . � 

Tatbestand: 

Die Parteien streiten darüber, ob der Beklagte ver­

pflichtet ist, · der Klägerin den Schade.n zu ersetzen,. den 

diese bei eine• Einbruch in ihr Lagerin der Nacht zum 

30. April 1980 ·in lfdhe von 149.76,,� Jlt erlitten haben will. 

Der Beklagte ist Versicherungt:$makler. Ende 1979 
I 

hatte er es übernommen, für das Lage_r der Klägerin· eine 

auch das _JUnbruchrisiko WD,fas.sende · Versichel"'\,lg zu be .. 
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schaffen. Im Lager befand sich vornehmlich Alcantara-Be· 

kleid�g. Der Beklagte vermittelte der Kläger in zum , ·  · 

1. Januar 1980 eine vorläufige Deckungszusage der 

.� Versicherungs AG (V.-.. Die  Zusage. wurde 

mehrmals verlängert, weil die Klägerin ihr Lager an einen 

anderen Ort verlegen wollte. Diese Ab$icht · verwi.rk.lichte . 

sie, &lde· Februar/Antang März .19eo .• 

Mit Schreiben vom 7. März 1980 �rinnerte der Be­

klagte die Klägerin an die versprochene Sicherungsbe­

schreibung fUr �as neue Lager. Weiter schrieb er, daß die 
' ' 

Packungszusage zunächst bis zum 15. des Monats verlängert 

sei und bis zum Monatsende verlängert werden könne, wenn 

bis dahin die Sicherungsbeschreibung nicht geschickt 

werden könne. Die am 14. März 1980 übersandte Sicherungs..-.. 

. , beschreibung nebst Fotos leitete der Beklagte an die 

Victoria weiter. Schon vorher hatte der Geschäftsführer 

4er Klägerin 'B. in einem Telefongespräch vom 12. März 

1980 die Sicherung des neuen Lagers erklärt. Dabei hatte 

ihm der :f'Ur den Beklagten handelnde Zeuge P. die yer­

längerung �er vorläut'.tgen Deckung bis 22. März aitge .. ' \ \  
·. · tei.lt. · 

Am Freitag, den 21. März 1980, ließ die V .. 

das neue Lager auf au�reichende Sicherung �berprUfen. 

Davon unterrichtete B. bald darauf wiederum telefonisch 

den P. Letzterer brachte seine Hoffnung zum Ausdruck, 

daß die endgUltige Versicherungszusage·nun bald komme. 
Die erneut zwischen dem Beklagten und der Versicherung 

bis zum 31 • März 1980 vereinbarte Deckungsverlängerung 

'ti\u:·de der Kl�gerin n1cht mitgeteilt. �. untez:-1ieß es 

\ �-
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. a�ch, die Klägerin davon zu unterrichten, daß die � 
... mit ihre� am 8. April (Osterdienstag) beim Beklagten 

eingegangenen Schreiben vom 1. April.1980 den Versiehe- . 
. rungsschutz endgUltig ·abgelehnt hatte. 'Die polizeilichen 

Ermittlungen wegen des am 30. April 1980 angezeigt�n 

EinbTUchs .verliefen im wesentlichen e:rge.bnislos., 

Die auf Zahlung des Schadensbetrages nebst Zinsen 
gerichtete Klage haben das Landgericht und das Oberlandes­
gericht abgewiesen. Mit ihrer.Revision. verfolgt die Klä .. . . . 

 gerin ihr · Begenren  weiter. 

' 

  

· .. ·. 'I. 

Das BerufUngsgericht hat den Einbruchsschaden der 
. 

 I .   
Klägerin unterstellt und ist von einer dem Beklagten zuzu-
rechnenden schuldhaften Pflichtverletzung des d.amals i'Ur ihn . 

handelnden P. ausgegangen • . Es meint jedoch, trotz einer 
Reihe weiterer Unterstellungen z�gunste� der Klägerin die 
Ursächlichkelt der Unterlassung d�s P. tur den Schaden 
ni�lt �eststellen zu k,Bnn.en • .  

Auch bei pflichtgemäßem Verhalten des P. habe die 
Kiägerin bis zum Einbruch Versicherungsschutz nicht er­
reichen können. Wenn unterstellt werde, daß die Klägerin 
schon. am 8 • .  April 1980 von der Ablehnung der V- �ter­
richtet worden wäre und sich sofort um· Versicherungsschutz 
bei einem anderen Versicherer bemüht hätte, k5nne nicht 
einmal als wahrscheinlich, geschweige denn als er.wiesen 
angesehen werden, daß dieser andere Versicherer das bei 

. I 

der Klägerin bestehende Einbruchrisiko vor c:tem3Q. April 
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1980 versichert haben wUrde. Die Klägerin habe nicht 
. hinreichend substantiiert dargele_gt und unter Beweis. 

gestellt, daß irgende�n Versicherer hinsichtlich 
der notwendigen Sicherungsvorkehrungen geringere An- · 

forderungen gestellt haben würde als der von der Klägerin 
selbst ben�te Versi�herungssa�hbearbeiter M. Dessen 
Zeugenaussage folgend hat das Berufungs�ericht die fUr 
das Lager erforderlichen Sicherungsmaßnahmen i_m einzelnen 

. te�tgestell t und die Kosten dafür mit circa 20.000,-- DM  

angenommen. Auch wenn unterstellt werde, daß die nach 
der Ablehnung der Vtl notwendige Besichtigung durch 
den Sicherungsbeauftragten eines.anderen Versicherers 
von der Klägerin sofort erbeten und binnen Wochenfrist 

. durchge�rt worden wäre, daß weiter die Klä_gerin sofort 
d.ie dabei .für erforderli·ch · erkHirten Vorkehrungen 

' akzeptiert,. die Kostenangebote dafür in nur einer Woche 
·.erhalten und sich sogleich entschieden haben .würde, sei 

· eine Auftragserteilung frtihestens nach dem 22. April 19SO · 

möglich gewesen. Selbst wenn schließlich als möglich 
an�esehen.werde, daß die Alarmanlage in acht Tagen 
fertiggestellt .worden wäre, könne nach aller Lebenser-

, :f'ahi".mg nicht angenommen werden, daß die. in Betracht 
kommenden Firmer1: �hre Arbeiten sofort hätten beginnen 
und diese bis zum 29. Apri.l 1980 fertigst�llen können. 
Auch könne nicht angenommen werden, daß die Klägerin 

. bis zur endgültigen Sicherung anderweitig erneut vor­
läufigen Deckungsschutz erhalten haben würde. Bei wahr­
heitsgemäßer Beantwortung der Frage nach bisherigem 
Versicherungsschutz habe die Klägerin nämlich au:f' die Ab-

__ leh.nung derV-hinwe:t.sen müssen. 

 
 



 

 

In einer HilfebegrUndung fUhrt das Berufungs• 
. gericht weiter aus, das der Klägerin zuzurechnende 

_
Ver­

. schulden ihres Geschäftsführers B. wie_ge im Sinne des 
§ 254 BGB so schwer, daß demgeg�nUber das Verschulden 
des P. nicht entscheidend ins Gewicht falle. 13 • .  sei 

' 

.sich der denkbar geringen Sicherung des Lagers insbesondere 
·wegen der Fenster als Schwachs�ell

1
en bewußt gewesen. ·  

$r habe nicht davon ausgehen können, daß es angesichts 
Q.es Wertes der _

Waren·ohne umfassende Sicherungsmaßnahmen 
versicherbar sein werde. Deshalb habe er schon im eigenen 
Interesse Sicherungsmaßnahmen veranlassen mUssen. Er habe 
aber nicht einmal die Gelegenheit genutzt, sich am 21• 

März 1980 vom Sicherungsbeauftragten der Vtl be-
 raten zu lassen. Wegen der Auseinandersetzung mit diesem. 
und dessen kritischer Äußerungen Uber das Versicherungs­
_risiko habe er 'nicht mit endgUl tigem Versicherungsschut-z 
rechnen können • .  Nach dem Bestehen solchen Schutzes habe 

  

er sich im übrigen wegen der nur !Ur jeweils kurz� 
Zeitspannen  vorläu!ig�n P�c;:�g erktmdi.gen 

. .  ·. ' 

mtl$sen. 

II. 

Diese BegrUndung verkennt die Pf],.ichten des 
Versicherungsmaklers. Weil deshalb das Berufungsgericht 
rechtsfehlerhaft die Kausalität verneint und weit über­
wiegendes Mitverschulden der Klägerin hilfsweise bejaht 
hat, mUssen das angefochtene Urtei.l a\l.!gehoben und die 

Sache zur.Uckverwiesen werde�. 

. 
I 
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1. Die Parteien des Versicherungsvertrages, der 
Versicherer auf der einen und der Versicherungsnehmer {VN) 

, ·auf der anderen Seite, bedürfen und bedienen sich fUr 
das Zustandekommen ihres Vertragsverhältnisses häufig 

,der Hilfe Dritter. Deren Mittlertätigkeit kann ver- · 

schiedene Intensität aufweisen,· sie kann unabhängig sein· 
.oder von einer der beiden Seiten gesteuert werden; als 
Versicherungsvermittler werden deshalb diejenigen be­
zeichnet, die·· kraft rechtsgeschäftlicher Geschäfts­
besorgungsmacht 1'Ur einen anderen V.ersicherungsschutz 
ganz oder teilweise beschaffen, ausgestalten und ab­
wickeln, ohne selbst VN oder Versicherer zu sein (Trink­
haus, Handbuch der Versicherungsvermittlung I 1955 
$. 15 f; Bruck/Möller, VVG 8.  Aufl. vor §§ 43 - 48 

· Anm .  10,. 11) • .  Die b�iden unter diesem Oberbegriff 
· .  · zusammengefaßten Haupttypen ·sind der von der Versicherer-

seite als Glied ihrer Außenorganisation in der. Regel 
. ständig mit V!:!rmi ttlung betraute Versicherungsvertreter 

(= Versicherungsagent, zum Außenverhältnis §§ 43 ff. VVG, 
zum Innenverhältnis § 92 HGB) und der

.
nicht an einen Ver­

sicherer gebundene, den wirtschaftlich ·schwächeren VN 

herkömmlich unterstUtzende Versicherungsmakler, der 
Handelsmakler gemäß § 93 HGB oder bei nicht gewerbs-

· .  mäßiger Tätigkeit Zivilmakler nach § 652 BGB sein kann  
 (Gauer, Der Versicherungsmakler und seine Stellung in 

· d.er Versicheru.ngswirtschaft 1951$. 16 ff., 40 ff.;. 
' �ro,e,lt/MQller, · aaO .Anm � 13) • 

Die Pflichten des Versicherungsmaklers gehen 
weit. Er wird regelmiißig vom VN beauftragt und als 
sei� lnteres��n- oder sogar· Abschluevertreter ang�sehen 
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(Prölss/Martin, 23. Aufl. Anh .  zu §§ 43 - 48 Anm .  1 

\lrld 2; Bruck/Möller , aaO Anm .• 40). Er hat als Vertrauter 
und Berater des VN 1n�1v1duellen , fUr das be'treffende 
Ob_jekt ·passenden Versicherungsschutz oft kurzfristig 
zu besorgen (Gau�r aaO s. 35). Deshalb ist er anders 
�ls sonst der Handels- oder Zivilmakler dem ihm durch 
einen Geschäftsbesorgungsvertrag verbundenen VN gegen­
über üblicherweise sogar zur Tätigkeit, meist zum Ab-· 

schluß des gewünschten Versicherungsvertrages ver­
pflichtet (Trinkhaus, aaO S. 131; Gauer aaO S. 35; Bruek/ 
Möller, aaO Anm. 53 und 55). Dem e ntspricht, daß der 
Versicherungsmakler von sich aus das'Risil;to untersucht, 
das Objekt prüft und den VN als seinen Auftraggeber 
ständig, unverzüglich und ungefragt Uber die fUr ihn 

. wichtigen Zwischen- und Endergebnisse seiner BemUhungen, 
qas aufgegebene Risiko zu plazieren, .unterrichten muß 

· (Gauer aaO s. 45/46 und 54). Wegen dieser umfassenden 
Pflichten kann der Versicherungsmakler !Ur den Bereich 
qer Versicherungsverhältnisse des von ihm betreu ten VN 

als dessen treuh�nderähnlicher Sachwalter ( Trinkhaus, 
aaO S. 132 m.W.N. in Fn 21) bezei�hnet und insoweit mit 
sonstigen Beratern verglichen werden. Das gilt trotz 

·der in vielen Ländern gleichförmig bestehenden Ubung · 

des Versicherungsvertragsrechts, wonach die Provision 
der Versicherungsmakler·vom Versicherer getragen wird 
(Prölss/Martin, 23. ·Aufl. Anh. zu§§ 43- 48 Anm .  1; 

Bruck/Möiler, · aao Anm·. 73; zur wirtschaftsgeschichtlichen 

Erklärung.�eses Umstandes Gau.er , �ao s. 66 ff.). 
. . 

l 
 . 

, ·. •. 
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2. Das Berufungsgericht h&t den weiten Umfang 
·  der Pflichten des Beklagten nicht genUgend berücksichtigt. 

Es hat allein darauf abgestellt, daß P. der �lägerin 
am Osterdienstag nicht sofort dfe endgültige Absage , 
der·V� mitteilte. Es hat deshalb nu� die Zeit­
spanne ab 8. April 1980 bis zum Einbruch seinen·Uber­
legungen zur Kausalität zugrunde ·gelegt .• Da.s is� re�ht-
lich. ·nicl'lt zu billigen. " 

P. mußte sich anders verhalten, falls er -  ··.:: 

·  wie· er bekundet hat .l. von B. davon unterrichtet 
wurde, daß der Sicherungsbeauftragte noch einige Siche­
rungsmaßnahmen gewünscht hatte, und von der   
erfuhr, daß weitere umfangreiche ·Sich�rungsvorkehrungen 
zu.treffen seien und sich Differenzen zwischen B� und 

. dem Sicherungsbeauftragten ergeben hätten. Diese Telefon­
gespräclle haben atn 24. und 27., Jeden;falls vor Ende de.s 
Monats März 1980 stattgetund�n. 

A1lerdings mußte der Beklagte nun nicht..; wie die 
Revision meint - der Klägerin zur Rücknahme ihres Antrages 
bei der V- ratf;!n, damit nicht gegebenenfalls dessen . 
Ablehnung bei einem anderen Versicherer habe offenbart 
werden müssen. Der Bekl�gte war nicht verpflichtet, die. 
Klägerin zt.i einem Treu und Glauben widersprechenden 
Verhalten zu veranlassen. 

Die Telefongespräche gaben aber allen Anlaß, 
�chon am 24. März die optimistische Einschätzung des 

· ·  :P. dem B. gegenüber überhaupt nicht auseusprechen, 
·sondern in:J Ge�enteil die Kli;igerin auf die Notwendigkeit 

, ;  
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qer Sicherung�maßnahmen fUr die Erhaltung des Versicherungs­
schutzes und dessen sonst drohenden Verlust hinzuweisen, 
jedenfalls aber die . genannte Einschätzung nach dem Ge-

. spräch mit der � ausdrUcklieh zurückzunehmen. 
Weiter.hätte der Beklagte sich vermittel�d darum be�en 
müssen, daß nient etwa die Differenzen zwischen B. und dem. 
Sicherungsbeauftragten anläßlich der Besichtigung zur 

. Ablehnung !Uhrten. Die l{lägerin konnte nämlich wegen des 
''t:>isherigen Verhaltens des Beklagten und.verstärkt nach 
dem Telefongespräch vom 24. März 1980 mit der Fortdauer 
des Versicherungsschutzes rechnen, solange ihr nichts 

' . , 

Gegenteiliges gesagt wurde maglieherweise auch mit dem 
.Abschluß des Versicherungsvertrages. War der Beklagte 
sogar Abschlußvertreter, dan konnte die Klägerin der 
:Meinung sein, di� V-- habe ihm bereits den Versiche­
rungsschein Ubersandt. Dem steht nicht entgegen, daß das  
Berufungsgericht in anderem Zusammenhang BU 15/16 dar-
gelegt hat, B. als GeschäftsfÜhrer der Klägerin·habe 
nicht davon ausgehen können, daß das Lager ohne umfassende 
Sicherungsmaßnahmen versicherbar sein wUrde. Diese 
tatrichterliche Anahme· ist zwar möglich und nicht 
rechtsfehlerhaft; die Revision setzt insoweit nur ihre 
eigene WUrdigung an die Stelle der des Tatrichters. Sie 
berührt aber, da B. danach die fehlende Versicherbarkeit 
nicht etwa positiv kannte, die Kausalität ni��t, sondern 
kann allenfalls Mitverschulden begrUnden. 

.  ' ' .  
� 

., 

Weil demgemäß der Beklagte .seine Vertr·agspflichten 
schon am 27. März 1980 oder früher verletzt hat, ist 
den Erwä$Uf1ge� des Be�:f®.gsgeriehts U'ber die zeitliche 

' '  

' '  
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3. Die hil:fsweise nach den Grundsätzen des 
§ 254-BGB angenommene alleinige Haftung der Klägerin 
läßt sich danach ebensowenig halten. Schon die dafür 
erforderliche tatrichterliche Abwägung der beiderseitigen 
Verschuldens- und Verursachungsbeiträge kann dem Berufungs..,. 
urteil nicht hinreichend entnommen werden. Vor allem 
aber durfte die.Kläge�in - wie ausgeführ�- den Stand-
punkt vertreten, daß ihre Versiche.rungsangelegenhei t tm,d. 
ihre diesbezUgliC?hen Interessen in ers:ter Linie von 

.. Q.em hierzu vertraglich verpflichtete%). Beklagten be-
' sorgt würden. Ist dies Inhalt einer vert.raglichen Haupt-

. .  . '· 

· �oder auch nur Nebenpflicht, so kann sich der pflicht-
widrig handelnde Vertragspartner in· ·der Regel nicht 

· . darauf ,berufen, de·r. ihm vertrauende Geschädigte habe 
seine Interessen noch anderweit schützen und insbe-

.sondere mit einer Pflichtverletzung rechnen müssen. 
Im vorliegenden Fall mit seinen Besonderheiten mag frei­
lich eine Mithaftung der Klägerin in Betracht kommen. 
Eine völlige Entlastung des Beklagten atts de� im. Berufungs-. . 
urteil aufgeführten GrUnden sch�idet jedoch aus ( vgl. Sen�ts.-

  

.. urteil vom. 25 . 1 1  • 1981 - IVa ZR 286/80 .. LM BGB :§ . 652 
.  

�r. '7e = VersR 1 .. 982, '194h · 

' ' 

III. 

Das angefochtene t,Jrteil kann auch nicht mit der 
Erwägung gehalten werden, die Klägerin habe nicht vor-

I 
! 

 
 I 
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getragen, daß sie bei rechtzeitig�n Hinweisen des Be­
klagten zum Einbau der erforderlichen Sicherungen in 
das Lagergebäude bereit und daß· dafUr die Zeit ab Ende Mär� 
.März ausreichend .gewesen sei. Möglicherweise konnte ei.ne 

etwa erforderliche längere Einbauzeit mit gezielten, 
vorläufigen Maßnahmen (Verstärkung provisorischer 

 Sicherung, Bewachung,  kurzfristige anderweitige Einlagerung 
der Ware) UberbrUckt und gegebenenfalls gerade durch 
solche Maßnahmen eine Verlängerung der vorläufigen 
Deckung bei· der V- oder aber die vorläufige Deckungs- .. ·. 

zusage eines anderen Versicherers erreicht werden. Zwar 
hat die Klägerin: in den Tatsacheninstanzen auch dazu nichts 
vorgetragen. Weder .!Ur diesen noch .!Ur den erstgenannten 
Vortrag hatte aber entgegen der �sieht des Berufungs­
gerichts die KÜigerin ohne weiteres die Darlegungs":' und 
BE!Weislast. Das wird bei Q.er erneqten. V�rhand.lt.tng und . 

Entscl1,ej.d,ung zu beachten sein� 
, 
, 

Das Berufungsurteil ist davon ausgegangen, daß der 
Beklagte schuldhaft seine Vertragspflichten gegenUber der 
:Klägerin verletzt hat. Es hat unterstellt, daß die Klägerin 
d.en behaupteten Einbruchsschaden erlitten hat. Jedenfalls 

·im Hinblick auf die Erörterungen unter II. 2. steht des� 
halb .!Ur die Revisionsinstanz fest, daß die Klägerin 
von dem ver�ragswidrigen Verhalten des Beklagten in irgend­
einer Weise schadensverursachend betroffen wurde, daß 
aiso die Voraussetzungen des konkreten Haft�gsgrundes 
vorliegen. Dann aber war 4ie Frage nach der haftungsaus­
fUllenden Kausalität,.ob die Vertragsverletzung den 
Schaden verursacht. hat � tu;tch § 2671 Abs. 1 ZPO zu be-



• 
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urteilen {Senatsurteil vom 28.4.1982·- IVa ZR 8/81 
.LM ZPO § 286 A Nr. 40 = VersR 1982, 756; vgl. auch 
Senatsurteil vom 31.3.1982 - IVa ZR 298/80 - WM 1982, 
635), selbst soweit die Klägerin die Vortragslast hätte. 
Ob der Tatrichter der schon daraus fUr die Klägerin folgen7" 
den Erleichterungen linsichtlich der Vortragslast sich 
bewußt-gewesen ist, ,kann dem angefochtenen Urteil 
nicht zweifelsfrei entnommen werden�   � . 

� ., 

Vor allem aber.weist die Revision mit Recht 
d.arauf hin, daß im vorliegenden Fall nicht die Klägerin, 
sondern vorrangig der Beklagte die Darlegungs- und 'Be­
weislast zu tragen ·hat. Auch das ist eine Folge der be-

. 
_
sond�ren Pflichten, die dem Versicherungsmakler obliegen. 
Der Geschädigte hat zwar grundsätzlich auch bei einem 
Unterlassen des Schädigers - gegebenenfalls unter Inan­

. spruchnehme der erwähnten Beweiserleichterungen gemäß 
§ 287 ZPO - zu beweisen, daß der Verletzungserfolg durch 
die unterlassene Handlung vermieden worden wäre. Bei der 

· . Verletzung eirier vertraglichen Aufklärungs- und Beratungs.;. . . 
pflicht trifft aber fJbweichend von diesem Grundsatz die 
Beweislast den fUr die vertragsgerechte Erfüllung verant­
wortlichen Berater und damit den Schädiger. Er muß dar-

. legen und - je 11:ach dem Gegenvortrag des Geschädigten -
auch beweisen, daß der Schaden trotz P_t;lichtverletzung 
eingetreten wä're, weil der .Geschädigte sich Uber die aus der­
Aufklärung· und Beratung fo�genden Bedenken hinweggesetzt 
haben würde. Das entsprichtder ständigen Rechtsprech�g 
des Bl.mdesger.i.chtsho:fes (aGf!Z 61, 118, 121 !f.i 64, 46, 



51; 72, 92, 106; Senatsurteil vom 28.11.1984- IVa ZR 
224/82 - VersR 1985, 265). Der Umstand, daß häufig unauf­
�lärbar ist, wie die Sache bei pflichtgemäßer Be-

,ratung verlaufen wäre, kennzeichn�t auch die InteressE!n� 
lage im vorliegenden Fall. Der Beklagte war - wie 

· unter .II. 1 • ausgeführt - treuhänderisoher Sachwalter 
·der Klägerin in ihrer Versi.cherungsangelegenheit. Seine 
Unterrichtung, jedenfalls die Aufklärung Uber den Weg� 

·
· ·tall des Deckungsschutzes und auch die Beratung Uber 
die unbedingte Notwendigkeit, auf die Sicherheitsvor-. 

·  stellungen des Versicherers einzugehen, mtissen darum als 
.  wesentliche Leitlinien ftir die .EntschE!idung der Kläg�rin 
Uber Art und Zeitpunkt ihres Verhaltens angesehen werden. 
parum muß der Beklagte darlegen, daß die Klägerin� trot:z: 

. Kenntnis vom Weg�all . der vorläufigen Deckung· und gehtlriger 
Aufklärung Uber die Erfordernisse neuen Versicherungs­
schutzes bzw. die Unmßglichkeit, solchen zu erlangen, 

.  I 

'ihr Verhalten ni9ht so eingerichtet hätte, daß der ein-
getretene Schaden vermieden worden wäre. Wegen der zwischen 
ihrem Geschäftsführer B. und dem Sicherungsbeauftragten 
·der V- aufgetretenen Differenzen darf dabei nicht  
. ohne we.t teres mit de·m Berufungsgericht die Rea�tion 
des B. als Maßstab flir das Verhalten der Klä�erin.nach 
einer Unterrichtung d u r c h d e n B e k 1 a g t e n 
�gesehen·werden. Vielmehr liegt nahe, daß es der Klägerin 

' 
. 

. 1m stadium der Vertragsverhandlungen aus kaufmännischen 
Erwägungen  da.� ging, mit.möglicnst gering(!� Aufwand wn-

• ·, '- • •  • '• ' '  \ 
• '· I, \ <  ' 

·
, 

I. 
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' · . 

fassenden Versicherungsschutz zu erreichen, und daß weder 

�ie noen·der Versicherer Entscheidungen letztlich gegen 

�igenes Interesse z.B. von persCSnlicher Verärgerung 

·. abhängig m�che:n, woll t.en (B.GHZ S9, · 95, 103). 
"\ '· . . ' . •  ·• 

.· ·' Dr.· Hoegen RottmUller 
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